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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Die im Rat vereinigten Vertreter der Regierungen der Mit- 
gliedstaaten der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft haben 
am 12. Mai 1960 einen Beschluß über die beschleunigte Ver- 
wirklichung der Vertragsziele gefaßt. Gegen die Formulierung 
des Beschlusses wurden zunächst gewisse Vorbehalte geltend 
gemacht. Diese sind nunmehr zurückgezogen worden, so daß 
der Beschluß im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften 
vom 12. September 1960 veröffentlicht worden ist. Als Anlage 
übersende ich zur Unterrichtung des Bundestages einen Ab- 
druck dieses Beschlusses gemäß Artikel 2 Satz 1 des Gesetzes 
zu den Verträgen vom 25. März 1957 zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft und der Europäischen Atom- 
gemeinschaft. Die Änderungen der Zollsätze, die durch den 
Beschluß vom 12. Mai 1960 erforderlich werden, sind in dem 
Entwurf eines Gesetzes über den Zolltarif 1961 enthalten, den 
die Bundesregierung den gesetzgebenden Körperschaften in 
Kürze vorlegen wird. Die Bundesregierung wird in der Begrün- 
dung dieses Gesetzentwurfs, dem auch der Beschleunigungs- 
beschluß beigefügt wird, Einzelheiten dieses Beschlusses erläu- 
tern. Sie wird ferner in den zuständigen Ausschüssen nähere 
Auskünfte geben. 


Für den Bundeskanzler 

Der Bundesminister der Justiz 

Schäffer 


Drude: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger 
Bad Godesbero. GoethpstraRp .64 T^l fi 36 61 
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Beschluß 

der im Rat vereinigten Vertreter der Regierungen der Mitglied- 
staaten der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft über die be- 
schleunigte Verwirklichung der Vertragsziele 


Die im Rat vereinigten Vertreter der Regierungen 
der Mitgliedstaaten der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft haben, 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Empfehlung der Kommission, 
folgenden Beschluß gefaßt: 


I. 

Artikel 1 

(1) Unbeschadet der Durchführung der Zollherab- 
setzungen nach Artikel 14 des Vertrages setzen die 
Mitgliedstaaten ab 1. Juli 1960 untereinander für 
jede Ware einen Zollsatz in Kraft, der um 30% 
unter dem Ausgangszollsatz liegt. 

Die am 31. Dezember 1961 fällige Zollsenkung 
beläuft sich gemäß Artikel 14 des Vertrages auf 
mindestens 10 %. Der Rat entscheidet vor dem 
30. Juni 1961, ob am 31. Dezember desselben Jahres 
in Anbetracht der Wirtschaftskonjunktur eine zu- 
sätzliche Herabsetzung um 10 % möglich ist. 

(2) Die Mitgliedstaaten der Europäischen Wirt- 
schaftsgemeinschaft werden spätestens am 31. De- 
zember 1960 die erste Angleichung an den Gemein- 
samen Zolltarif nach dem in Artikel 23 Absatz (1) a 
und b des Vertrages festgelegten Verfahren vor- 
nehmen. Der Berechnung wird der um 20% ge- 
senkte Gemeinsame Zolltarif zugrunde gelegt, wo- 
bei die zur Anwendung kommenden Zollsätze jedoch 
nicht unter den betreffenden Zollsatz des Gemein- 
samen Zolltarifs gesenkt werden dürfen. 

(3) Auf die Waren der Liste G findet das in Ab- 
satz (2) vorgesehene Verfahren Anwendung. Die 
Kommission kann jedoch auf Antrag des betreffen- 
den Mitgliedstaates beschließen, daß die Anglei- 
chung an den Gemeinsamen Tarif bei besonders emp- 
findlichen Waren der Liste G auf der Grundlage der 
am 2. März 1960 festgesetzten Zölle erfolgt. 

Artikel 2 

(1) Unbeschadet der Durchführung der Zollherab- 
setzungen nach Artikel 14 des Vertrages haben die 
Mitgliedstaaten die erforderlichen Vorkehrungen zu 
treffen, um die Durchführung der in Artikel 1 Ab- 
satz (1) Unterabsatz 1 und Absatz (2) und (3) ge- 
nannten Maßnahmen spätestens am 31. Dezember 
1960 zu gewährleisten. 


(2) In der Bundesrepublik Deutschland darf die 
Angleichung an den Gemeinsamen Zolltarif nach 
Artikel 23 des Vertrages an} 31. Dezember 1960 eine 
Aufhebung der bei einigen Zöllen erfolgten kon- 
junkturpolitischen Senkungen um nur 50 % umfas- 
sen. 

Artikel 3 

(1) Die dritten Ländern gegenüber eingeräumten 
verschiedenen Zollherabsetzungen sind vorläufiger 
Art. 

(2) Die Europäische Wirtschaftsgemeinschaft er- 
klärt sich bereit, mit den in Frage kommenden 
Staaten im einzelnen zu erörtern, inwieweit ihr Ge- 
genseitigkeit eingeräumt werden könnte. 

(3) Die Mitgliedstaaten können die nationalen Zoll- 
senkungen in den Grenzen des Gemeinsamen Zoll- 
tarifs erga omnes ausdehnen, und zwar unter Be- 
rücksichtigung der Gegenseitigkeit, die von den 
dritten Staaten gewährt wird. Die bereits vorge- 
nommenen Ausdehnungen erga omnes sind eben- 
falls zu berücksichtigen. 

(4) Bei den für Anfang 1961 vorgesehenen Zoll- 
verhandlungen im Rahmen des GATT wird die völ- 
lige oder teilweise Konsolidierung der bei der Er- 
rechnung der Angleichung an den Gemeinsamen 
Zolltarif zugrunde gelegten Senkung von 20 % vor- 
genommen. 

Artikel 4 

Unbeschadet der Bestimmungen des Vertrages 
beseitigen die Mitgliedstaaten so bald wie möglich 
im Rahmen der Verpflichtungen des Allgemeinen 
Zoll- und Handelsabkommens und unter Berücksich- 
tigung der einschlägigen Empfehlungen des Inter- 
nationalen Währungsfonds die mengenmäßigen Ein- 
fuhrbeschränkungen für die Industrieerzeugnisse. 

Auf jeden Fall beseitigt jeder Mitgliedstaat am 
31. Dezember 1961 alle mengenmäßigen Einfuhr- 
beschränkungen für Industrieerzeugnisse der übri- 
gen Mitgliedstaaten der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft. 

II. 

Landwirtschaft 

Artikel 5 

(1) Die im Vertrag vorgesehenen Maßnahmen, de- 
ren Durchführung bisher aufgeschoben worden ist, 
sind bis zum 31. Dezember 1960 in Kraft zu setzen. 
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(2) Die Vorbereitung der gemeinsamen Agrarpoli- 
tik. erfolgt nach Maßgabe des Artikels 38 Absatz (4) 
des Vertrages, und zwar im Hinblick auf deren 
beschleunigte Durchführung. 

(3) Die Bestimmungen der Artikel 6 und 7 finden 
unbeschadet der Maßnahmen, die sich aus der Durch- 
führung des Vertrages auf dem Gebiet der Land- 
wirtschaft ergeben, am 1. Januar 1961 unter Berück- 
sichtigung nachstehender Modalitäten Anwendung. 

(4) Der Rat wird bis zum 31. Dezember 1960 in 
einer oder in mehreren Tagungen über die im Arti- 
kel 43 Absatz (2) des Vertrages genannten Vor- 
schläge für die gemeinsame Agrarpolitik beraten, 
insbesondere um auf der Ebene der Gemeinschaft 
eine erste Lösung für die Schwierigkeiten zu finden, 
die sich aus unterschiedlichen Wettbewerbsbedin- 
gungen auf den Gebieten der Landwirtschaft und Er- 
nährung ergeben, deren Ursache in der verschieden- 
artigen allgemeinen Agrarpolitik liegt. 

Der Rat legt zu diesem Zweck den nachstehen- 
den Zeitplan für die Arbeiten in bezug auf die ge- 
meinsame Agrarpolitik fest: 

— Vorlage der endgültigen Vorschläge der Kom- 
mission bis zum 30. Juni; 

— erste allgemeine Aussprache im Rat bis zum 
31. Juli; 

— nach dieser allgemeinen Aussprache sofortige 
Einsetzung eines besonderen Ausschusses durch 
den Rat zur Vorbereitung seiner Beschlüsse; 

— erster Bericht des besonderen Ausschusses an 
den Rat bis zum 15. Oktober. 

(5) Der Rat stellt bis zum 31. Dezember 1960 fest, j 
welche Fortschritte in bezug auf die in Absatz (4) 
Unterabsatz 1 genannten Punkte erzielt worden 
sind. 

Unter Zugrundelegung dieser Feststellung legt 
die Kommission, soweit erforderlich, geeignete Vor- 
schläge zur Durchführung oder zur etwaigen Revi- 
sion der in Absatz (3) genannten Maßnahmen vor. I 

i 

Diese Vorschläge, die gemäß Artikel 149 des j 
Vertrages einstimmig geändert werden können, i 
werden vom Rat mit der in Artikel 148 Absatz (2) j 
Unterabsatz 2 (erste Alternative) genannten quali- j 
fizierten Mehrheit angenommen. j 

i 

A r t i k e 1 6 j 

(1) Hinsichtlich der nicht liberalisierten Agrar- j 
erzeugnisse beläuft sich die zusätzliche Senkung auf j 
5%, und zwar in der Weise, daß die in Artikel 1 ; 


Absatz (1) vorgesehene Senkung der zwischen den 
Mitgliedstaaten geltenden Zölle im Verhältnis zu 
den Ausgangszollsätzen 25 % beträgt. 

(2) Die in Artikel 1 Absatz (2) vorgesehenen Maß- 
nahmen bezüglich der Annäherung an den Gemein- 
samen Zolltarif gelten nicht für Agrarerzeugnisse, 
da für diese eine gemeinsame Politik vorgesehen 
ist. 

Artikel 7 

(1) Die gemäß Artikel 33 Absatz (1) des Vertrages 
eröffneten Globalkontingente werden bis zum Ende 
der ersten Stufe jährlich um 20 °/o gegenüber dem 
Vorjahr auf gestockt. 

(2) Alle gemäß Artikel 33 Absatz (2) des Vertra- 
ges eröffneten Globalkontingente werden für das 
Jahr 1961 auf 5,2°/o der inländischen Erzeugung fest- 
gesetzt. 

(3) Für die Erzeugnisse, auf welche die in Absatz 
(1) und (2) genannten Bestimmungen keine Anwen- 
dung finden, und die Erzeugnisse, für die ein lang- 
fristiger Vertrag oder ein langfristiges Abkommen 
noch nicht vorliegen, müssen die Mitgliedstaaten 
Gesamteinfuhrmöglichkeiten gewähren, die der 
durchschnittlichen Einfuhr der letzten drei Jahre vor 
Inkrafttreten des Vertrages zuzüglich eines Jahres- 
satzes von jeweils 10% für die Jahre 1959, 1960 
und den weiteren Zeitraum bis zum Ende der ersten 
Stufe entsprechen. 

(4) Die in den Absätzen (1), (2) und (3) genannten 
Maßnahmen gelten nicht mehr, wenn die Mitglied- 
staaten vorbereitende Maßnahmen zur Einführung 
der gemeinsamen Agrarpolitik treffen, welche die 
gegenseitige Abschaffung der mengenmäßigen Be- 
schränkungen und der Zölle umfassen. 

III. 

Artikel 8 

Dieser Beschluß, der in das Protokoll über die 
Ratstagung aufgenommen wird, ist im Amtsblatt 
der europäischen Gemeinschaften zu veröffent- 
lichen. 

Die Regierungen der Mitgliedstaaten teilen 
dem Generalsekretär des Rats innerhalb eines Mo- 
nats mit, ob auf Grund ihrer innerstaatlichen Rechts- 
vorschriften zur Durchführung dieses Beschlusses 
besondere Verfahren ' erforderlich sind; sie unter- 
richten ihn gegebenenfalls unverzüglich über den 
Abschluß dieser Verfahren. 


Geschehen zu Brüssel am 12. Mai 1960 



